
Spicker – der Wissensspeicher zum Selberbasteln
Die wichtigsten Informationen zu Themen aus Politik und Gesellschaft  
zusammengefasst auf einer DIN-A4-Seite und zum Falten für die Hosentasche

Vorab: Spicker als PDF herunterladen und in der 
gewünschten Anzahl auf DIN A4 in Originalgröße 
ausdrucken. Soll die Anleitung nicht mitgedruckt 
werden, Druck auf Seite 1 beschränken.

1.	Das Blatt quer mittig falten, die bedruckte 
Seite zeigt nach außen

2.	Einen der beiden Ränder bis zur Mittelfalte 
falten

3.	Den anderen Rand bis zur Mittelfalte falten 4.	Das Blatt wieder entfalten und diesmal längs 
mittig falten, die bedruckte Seite zeigt nach 
außen

5.	Jetzt wieder quer falten und mit einer Schere 
entlang der gestrichelten roten Linie schneiden

6.	Das Blatt wieder entfalten und erneut längs 
mittig falten; dann von beiden Enden so zu­
sammendrücken, dass die eingeschnittene 
Mitte auseinandergeht

7.	 Jetzt bis zum Anschlag drücken 8.	Den Ausdruck nun von links so zusammen­
falten, dass das Titelblatt oben ist. Jetzt ist 
es ein echter Spicker, der in die Hosentasche 
passt!

✁

Wir freuen uns über 
Ihr Feedback!

Den Spicker gibt’s als Beilage in den 
Themenblättern oder zum Download 
unter bpb.de/spicker

umfrage.bpb.de/ 
647731

1972 ’76 ’80 ’83 ’87 ’90 ’94 ’98 2002 ’05 ’09 ’13 ’17 ’21 2025

Volksparteien CDU/CSU, SPD
andere Parteien

Anteil der 
Volksparteien

Ergebnisse bei Bundestagswahlen

Anteil anderer 
Parteien

100

80

60

40

20

0

Wähler-
stimmen 

in %

Spicker Politik  Nr. 37

Herausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung/bpb 
Autor: Marius Minas; Gestaltung: Raufeld Medien
1. Aufl age: Mai 2025; CC BY-SA 4.0; bpb.de/spicker

Politische Parteien

Was sind Parteien? 
Politische Parteien sind Zusammenschlüsse …

· von Personen
· mit gemeinsamen politischen Interessen und
· dem Ziel, über Wahlen politische Herrschaft zu erlangen.

Parteien sind Bindeglieder zwischen Gesellschaft und Staat: 
Zum einen sind sie durch Parteimitgliedschaften in der Bevölke-
rung verankert. Zum anderen zeigt sich ihre Bedeutung durch 
die  Teilnahme an Wahlen, von der Kommunal- über die Landes- 
und Bundespolitik bis hin zur europäischen Ebene,  sowie durch 
die Besetzung politischer Ämter und Mandate im re präsentativen 
System. Diese doppelte Verankerung und ihre besondere Bedeu-
tung wird in Artikel 21 Grundgesetz (GG) deutlich: „Die Parteien 
wirken bei der politischen Willens bildung des Volkes mit.“

Parteien sind in der Regel auf nationaler Ebene organisiert. 
Auf europäischer Ebene schließen sie sich zu Partei familien – 
ideologisch verwandten Bündnissen, die grenzüberschreitend 
kooperieren – zusammen (  Spicker Nr. 34, S. 4).

In Deutschland entstanden politische Parteien im heutigen 
Sinne in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Sie 

formten sich aus den prägenden gesellschaftlichen Kon fl ikten 
dieser Zeit: In der industriellen Revolution entstand aus der 
Arbeiterbewegung die Sozialdemokratie. Der Konfl ikt zwischen 
Katholizismus und protestantischem Staat mündete in der 
Gründung der Zentrumspartei. Beide ent  stan den als Volks-
bewegungen außerhalb der Parlamente. Liberale und Konser-
vative hingegen formierten sich innerhalb des Reichstags – die 
einen als Vertretung wirtschaftlicher Freiheit, die anderen als 
Verteidiger der traditionellen Ordnung.

Organisation und Ausrichtung von Parteien
Parteien in Deutschland sind vor allem Mitgliederparteien. 
Art. 21 GG schreibt vor, dass sie nach demokratischen Grund-
sätzen organisiert sein müssen. Die innerparteiliche Willens-
bildung vollzieht sich formal von der Parteibasis zur Parteispitze 
(bottom up). Wie das konkret ausgestaltet wird, entscheiden die 
Parteien selbst. Ergänzend zu Parteitagen, auf denen Delegierte 
(von der Basis entsandte Vertreter/-innen) Entscheidungen 
 treff en, greifen einige Parteien auch auf plebiszitäre Verfahren 
wie Mit gliederentscheide zurück. 

Aufbau: Mitglieder einer Partei eint ein gemeinsamer Werte kanon. 
Darüber hinaus können sich die Interessen innerhalb einer Partei 
unterscheiden. Parteien untergliedern sich in Bundes-, Landes-, 
Regional- und Kommunalverbände, die zwar ein Eigenleben ent-
wickeln können, insgesamt jedoch als Einheit zusammenwirken. 
Häufi g bilden sich je nach Interessenvielfalt Unterorganisationen. 
Sie orientieren sich an ideologischen oder inhaltlichen Prägungen 
(z. B. Arbeitsgruppen, Parteifl ügel) oder soziodemografi schen 
Merkmalen (z. B. Jugend, Frauen oder Senioren). Parteien ringen 
somit auch intern um inhaltliche sowie personelle Fragen und um 
die gene relle Ausrichtung der Partei. 

Finanzen: Parteien fi nanzieren sich vor allem durch staatliche 
Zuwendungen, Mitgliedsbeiträge und Spenden. Die staatliche 
Parteienfi nanzierung bemisst sich an Wahlergebnissen sowie eige-
nen Einnahmen der Parteien und soll die Erfüllung der vom Grund-
gesetz und dem Parteiengesetz übertragenen Auf gaben sichern. 
Kritisiert wird daran, dass sie etablierte Parteien bevorzugt, weil 
diese durch vergangene Wahlerfolge eine bessere Ausgangs-
lage haben. Auch Spendenregeln stehen in der Kritik. Erst ab 
10.000 Euro pro Spende müssen die Namen der Spender/-innen 
genannt werden. Ein Großteil der Spenden liegt jedoch unter 

diesem Wert und Stückelungen sind möglich. Zudem besteht die 
Gefahr politischer Einfl uss nahme durch Großspenden.

Ausrichtung: Parteien werden oft auf einem Links-Rechts- 
Spek trum verortet. Genauer ist eine zweidimensionale Darstellung 
(  Grafi k unten): Wirtschaftspolitisch stehen linke Positionen 
für staatliche Markteingriff e und Umverteilung, rechte für den freien 
Markt. Gesellschaftspolitisch stehen linke Positionen (hier: unten) 
eher für Gleichstellung und Selbstbestimmung, rechte Posi tionen 
(hier: oben) wiederum setzen auf traditionelle Werte und unter-
stützen u. a. ein staatliches Durchgreifen in Sicherheitsfragen.

Eine Analyse ergab folgende programmatische  Ausrichtung der 
vor der Bundestagswahl 2025 im Bundestag vertretenen Parteien:

Typologie von Parteiensystemen 
Parteien gibt es in Demokratien ebenso wie in autokratischen 
Staaten. Der Wettbewerb unterscheidet sich aber deutlich und 
auch zwischen Demokratien gibt es Unterschiede:

· Einparteiensystem (z. B. China): Eine Partei dominiert das 
 politische System ohne Konkurrenz. Dies verletzt das demo-
kratische Gebot von Pluralität und ist in Autokratien oder 
Scheindemokratien zu fi nden.

· Zweiparteiensysteme (z. B. USA): Zwei große Parteien stehen im 
Wettbewerb zueinander und wechseln sich in der Regierung ab.

· Mehrparteiensysteme (z. B. Deutschland,  S. 7): Mehrere 
Parteien konkurrieren im Wettbewerb und müssen sich in der 
Regel zur Regierungsbildung zusammenschließen (koalieren).

Leitfragen zur Bestimmung von Parteiensystemen:
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n Format Wie viele Parteien gibt es?

Fragmentierung Wie zersplittert ist die Parteienlandschaft?
Symmetrie Gibt es eine übermächtige Partei oder 

viele starke?
Volatilität Wie verändern sich die Größen-

verhältnisse von Wahl zu Wahl?
Regionalisierung Wie stark sind die Parteien 

über das Land verteilt? 
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n Polarisierung Wie weit liegen Parteien inhaltlich 

 auseinander? (   Grafi k S. 5)

Segmentierung Ergeben sich Mehrheiten? (Koalitions-
fähigkeit der Parteien, Verhältnis  zwischen 
rechnerisch möglichen und tatsächlich 
realisierbaren Koalitionen)

Parteiensystem der Bundesrepublik
1949–1960er: Konsolidierung  Nach dem Krieg etablieren sich 
CDU/CSU (Union) und SPD als Volksparteien, die FDP (Liberale) 
als dritte Kraft. Die Unionsparteien dominieren die Regierungs-
bildungen. Kleine Parteien verschwinden 1953 durch die Fünf-
Prozent-Hürde aus dem Bundestag. Die KPD wird 1956 verboten.

1970er–1980er: Erste Erweiterung  Die Grünen entstehen 
aus Umwelt- und Protestbewegungen und ziehen 1983 in den 
Bundestag ein, wo sie sich bald als vierte Größe etablieren.

1990er: Transformation  Mit der deutschen Einheit tritt die aus 
der SED (  Spicker Nr. 35, S. 3) hervorgegangene PDS ins 
gesamt deutsche Parteien system ein. Die Grünen fusionieren 
mit dem Bündnis 90, einem Zusammenschluss verschiedener 
DDR-Bürger rechtsgruppen.

2000er: Fragmentierung nach links  Die Linke entsteht 2005 
aus der Fusion von PDS und WASG, einer Abspaltung der SPD. 
Diese  wiederum verliert aufgrund der Agenda-2010-Reformen 
zahlreiche eher links orientierte Stammwähler/-innen.

2010er: Fragmentierung nach rechts  Die AfD wird 2013 in Reak-
tion auf die europäische Staatsschuldenkrise gegründet und zieht 
2017 in den Bundestag ein. Sie etabliert sich als rechtspopu lis -
tische, in Teilen rechtsextreme Kraft und verändert das Partei en-
system. Die Volksparteien verlieren weiter an Zuspruch (  S. 1).

2020er: Zunehmende Polarisierung  Die Parteien driften inhaltlich 
weiter auseinander. 2024 entsteht das BSW als Abspaltung von 
der Linken. Koalitionsbildungen werden schwieriger. 2024 endet 
das erste Dreierbündnis aus SPD, Grünen und FDP frühzeitig. Die 
Bundestagswahlen 2025 gewinnt zwar die Union; der Wahlsieg 
wird aber eher den Rändern zugesprochen: Die Linke verzeichnet 
deutliche Gewinne, die AfD wird zweitstärkste Kraft.

Aktuelle Entwicklungen
In Deutschland und vielen anderen Ländern stehen Parteien vor 
erheblichen Herausforderungen:
Mitgliederrückgang: Durch gesellschaftlichen Wandel und 
 Individualisierung verlieren Parteien an Bindungskraft und damit 
an Mitgliedern, viele Bürger/-innen engagieren sich politisch eher 
projektbezogen oder über neue Bewegungen. Das macht es 
schwieriger für Parteien, ihre Funktionen im politischen System 
zu erfüllen. Um ihrem Selbstverständnis als Mitgliederparteien 
gerecht zu werden, müssen sie aktiv neue Mitglieder gewinnen 
und durch moderne Strukturen sowie qualifi ziertes Personal zur 
Mitgestaltung, Vernetzung und damit zur Partizipation einladen.
Polarisierung und Radikalisierung: Die Polarisierung er-
schwert Koalitionsbildungen: Einerseits werden die inhaltlichen 
Unterschiede zwischen den Parteien größer und andererseits 
werden die Diff erenzen zwischen den einzelnen Partei ver -
treterinnen und -vertretern stärker spürbar: Der Ton in der poli-
tischen Auseinandersetzung wird  rauer und aggressiver. Zudem 
stellen populistische und extremistische Strömungen für demo-
kra tisches Regieren ein erhebliches Pro blem dar, weil sie Minder-
heitenrechte missachten und demokratische Prozesse insgesamt 
infrage stellen. Die AfD wird vom Bundesverfassungsschutz als 
rechtsextremistischer Verdachtsfall eingestuft. Ihr Verbot wird 
immer wieder diskutiert, die verfassungsrechtlichen Hürden dafür 
sind allerdings hoch (  Spicker Nr. 33, S. 6).
Problemlösekompetenz: Die Stabilität des politischen  Systems 
wird in den kommenden Jahren stark von der Fähigkeit der regie-
renden Parteien abhängen, die für Bürger/-innen wichtigsten Pro-
bleme – laut Infratest-dimap-Umfrage waren das im Januar 2025 
die Themen Migration/Flucht, Wirtschaft, Krieg und Frieden, Kli-
mawandel sowie soziale  Gerechtigkeit – anzugehen und zu lösen.

Funktionen von Parteien
In demokratischen Systemen erfüllen Parteien folgende  Funktionen:

Interessenaggregation, -artikulation und -repräsen   tation:
Parteien sammeln und vertreten gesell schaftliche Interessen. 
Sie geben Gleichgesinnten eine  gemeinsame Stimme in der 
öff ent lichen politischen Diskussion. Zudem vertreten sie diese 
Menschen aktiv in politischen  Institutionen, also in Parlamenten 
und Regierungen.

Formulierung politischer Inhalte: Parteien entwickeln poli-
tische Programme. Diese Programme defi nieren ihre  politischen 
Ziele und Lösungsansätze für bestimmte Themen und sind eine 
zentrale Grundlage für die Wahlentscheidung.

Rekrutierung politischen Personals: Parteien wählen Kandi-
datinnen und Kandidaten für Wahlen aus, schulen poli tische 
Nachwuchskräfte und stellen im besten Fall sicher, dass politische 
Ämter mit fähigen Personen besetzt werden.

Regierungsbildung und Oppositionsarbeit: Bei Wahlen 
 erfolgreiche Parteien übernehmen Regierungsverantwortung und 
bringen ihre politischen Programme ein. In Deutschland sind 
 dabei meist Kompromisse nötig, da Koalitionen von mehreren 
Parteien die Regel sind. Nicht an der Regierung beteiligte Parteien 
haben in der Opposition eine wichtige Funktion, indem sie Regie-
rungshandeln kontrollieren und alternative Politikansätze anbieten.

Mobilisierung und Integration der Wählerschaft: Parteien 
organisieren Wahlkampagnen, informieren die Bevölkerung über 
politische Prozesse und bieten eine Identifi kations möglichkeit 
für politisch interessierte Bürger/-innen. Parteien tragen außerdem 
zur Stabilität des politischen Systems bei, indem sie  Menschen 
an der politischen Willensbildung beteiligen.

  AfD: Alternative für Deutschland   BSW: Bündnis Sahra Wagenknecht
  CDU: Christlich Demokratische Union Deutschlands   CSU: Christlich- 

Soziale Union in Bayern e.V.   FDP: Freie Demokratische Partei   Grüne:
Bündnis90/Die Grünen   SPD: Sozialdemokratische Partei Deutschlands
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Zweiter Weltkrieg

Schauplätze, Kriegsparteien und Bündnisse

Der Zweite Weltkrieg war ein globaler Konfl ikt mit zahlreichen 

Teilkonfl ikten und Kriegsparteien. Alle Großmächte des 

20. Jahrhunderts und ihre jeweiligen Verbündeten waren daran 

beteiligt, Schauplätze des Krieges gab es in Europa (  S. 1), 

Nordafrika (Afrikafeldzug) und Asien (Pazifi kkrieg). Er begann am 

1.9.1939 mit dem Überfall Deutschlands auf Polen und endete mit 

der  Kapitulation Japans am 2.9.1945, in Europa bereits mit 

der Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8.5.1945.

Wichtigster Auslöser für den Krieg war die aggressive Expansions-

politik des nationalsozialistischen Deutschen Reiches. Doch auch 

Italien, Japan und die Sowjetunion strebten eigene Gebietser-

weiterungen an. Gleichzeitig war dieser globale Konfl ikt ein Krieg 

der Ideologien, in den faschistische (D, I, J), sozialistische (SU) 

und demokratische (USA, GB) Staaten involviert waren.

Bis September 1943 war Italien mit Deutschland und Japan ver-

bündet, schied danach aber durch Kapitulation aus dem Krieg 

aus. Mit diesen Achsenmächten kollaborierten während des 

Krieges zahlreiche Vasallenstaaten (+). Ab 1942 galten die drei 

größten Alliierten Sowjetunion, USA und Großbritannien gemein-

sam mit weiteren Staaten (+) als „Anti-Hitler-Koalition“.

Achsenmächte Alliierte

Deutsches Reich (D)
Italien (I)
Japan (J)

+  Rumänien, Finnland, 
 Bulgarien, Ungarn u. a.

Sowjetunion (SU)
USA

  Großbritannien (GB) + Freies Frankreich

+  China, Indien, Australien,  

Neuseeland u. a.

~  40,5 Mio. 
Soldaten

~  86,7 Mio.
Soldaten

Kriegsbeginn 

Am 1.9.1939 überfällt das Deutsche Reich Polen. Als Vorwand 

für den Polenfeldzug dient Hitler der vorgetäuschte Überfall 

auf den Sender Gleiwitz. Polens Verbündete Frankreich und 

 Groß bri tannien erklären Deutschland zwar kurz darauf den Krieg, 

 greifen aber nur geringfügig ein. Auch der Hitler-Stalin-Pakt

(Nichtangriff spakt zwischen dem Deutschen Reich und der 

 Sowjetunion) vom 23.8.1939 trägt zur raschen polnischen Nieder-

lage bei. Mit der Besatzung beginnt in Polen die Verfolgung der 

polnischen Intellektuellen und von Jüdinnen und Juden. Dass der 

NS-Besatzungs- und Ver folgungsapparat so rasch funktionsfähig 

gemacht werden kann, ist auch lokaler Mitwirkung geschuldet.

Zahlreiche Länder werden zwischen 1939 und 1944 von 

Deutschland, Japan, Italien und deren Vasallenstaaten 

 besetzt. Die Besatzung gestaltet sich je nach Kollaborations-

bereitschaft der lokalen Eliten und Bevölkerung unterschiedlich. 

 Während Österreich Teil des „Großdeutschen Reiches“ wird und 

die NS-Herrschaft sehr rasch installiert werden kann, dauert es 

andernorts länger. Wider standsbewegungen (z. B. Partisaninnen 

und Partisanen) entwickeln sich je nach Land sehr unterschiedlich 

und werden zum Teil von den Alliierten unter stützt. 

Kriegsverlauf und Wendepunkte

Mit weiteren „Blitzkriegen“ wie in Polen haben Hitler und seine 

Generäle bis Ende 1941 großen Erfolg: Nach dem Überfall auf 

Polen beginnt die Wehrmacht (Armee des Deutschen Reiches) 

am 10.5.1940 den Westfeldzug mit dem Ziel der Einnahme 

Frankreichs. Hierfür überfällt die Wehrmacht zunächst die 

 Niederlande, Belgien und Luxemburg. Belgien kapituliert 

am 28.5.1940 als letzter der drei eigentlich neutralen Staaten. 

Die Niederlage Frankreichs wird am 22.6.1940 besiegelt. Am 

13.8.1940 beginnt die Luftschlacht um England. Die deutschen 

Angriff e werden aber wegen Misserfolgs am 16.5.1941 eingestellt.

Während im Ersten Weltkrieg noch Kavallerie (berittene 

Soldaten) eine Rolle spielte und Giftgas das Kampfge-

schehen prägte, werden nun Panzer und Flugzeuge wichtiger. 

 Weitere militärtechnische Neuerungen sind Flugzeugträger, 

U-Boot-Flotten und gegen Ende des Krieges die Atombombe.

Für das Frühjahr 1941 plant Hitler den Überfall auf die Sowjet-

union. Er will den sozialistischen Vielvölkerstaat nicht nur erobern, 

sondern propagiert die Auslöschung politischer Gegner/-innen 

(„Bolschewisten“) und der von ihm als „Untermenschen“ bezeich-

neten jüdischen Bevölkerung. Was mit Massenerschießungen 

wie dem Massaker von Babyn Jar Ende September 1941 in der 

Nähe von Kiew beginnt, mündet in einen systematisch geplanten 

und nach industriellen Maßstäben durchgeführten Völkermord. 

Im Zuge des Krieges und der Besetzung zahlreicher Teile 

Europas organisiert das Deutsche Reich die Ermordung von 

mehr als sechs Millionen Jüdinnen und Juden, auch Holocaust oder

 Shoah (Hebräisch für „Katastrophe“) genannt. In ganz  Europa 

werden Internierungs- und Konzentrationslager errichtet. In 

 Osteuropa, vor allem in Polen, entstehen Vernichtungslager. Dort 

wird das Giftgas Zyklon B zur Ermordung jüdischer und anderer 

Gefangener eingesetzt, darunter zahlreiche Sinti und Roma.

Das Ausscheren Jugoslawiens aus dem Bündnis der Achsen-

mächte im März 1941 bringt Hitler im April dazu, Jugoslawien 

und Griechenland anzugreifen. Trotz der raschen Kapitulation 

beider Länder fehlen Hitler nun wichtige Wochen: Der 

Russlandfeldzug („Unter nehmen Barbarossa“) startet erst am 

22.6.1941. Deutschland eröff net damit einen Mehrfrontenkrieg mit 

einer  Ost- und einer Westfront sowie zahlreichen weiteren Neben-

fronten. Ende September 1941 erreicht die Wehrmacht die Gebie-

te vor Moskau, doch herbstlicher Schlamm lässt den Vormarsch 

 stocken. Die Truppen sind nur mangelhaft für den russischen 

Winter ausgerüstet und beklagen hohe Verluste im Kampf gegen 

die Rote Armee (Armee der Sowjetunion). Vor Moskau kommt 

der Angriff  Ende 1941 zum Stehen.

Mit der ver lorenen Schlacht von Stalingrad im darauff olgenden 

Winter 1942/43 tritt der endgültige Wendepunkt ein. Seit Anfang 

1943 ist die Wehrmacht auf dem Rückzug, der ebenso wie der 

Vormarsch von Rücksichtslosigkeit und Vernichtungswillen ge-

kennzeichnet ist („Politik der verbrannten Erde“). Im Sommer 1944 

kommt es bei der sowjetischen Operation Bagration (  S. 1) zur 

schwersten Niederlage der Wehrmacht.

Nach den Niederlagen im Osten verkündet Reichspropa-

ganda minister Joseph Goebbels im Februar 1943 über 

 Rundfunk und Kino den „Totalen Krieg“: Die ganze Gesellschaft 

soll daran mitwirken („Heimatfront“), im September 1944 werden 

alle deutschen Männer zwischen 16 und 60 Jahren zum Kriegs-

dienst verpfl ichtet („Volkssturm“).

Neben der europäischen Ost- und Westfront existieren zahl reiche 

weitere Fronten in Europa sowie in Nordafrika, Asien und im 

 Pazifi k: Mit dem japanischen Angriff  auf Pearl Harbor im 

 Dezember 1941 eskaliert der Weltkrieg auch im Pazifi k weiter: 

Das unerwartete Bombardement der amerikanischen Pazifi kfl otte 

provoziert den Kriegseintritt der USA. Im Afrikafeldzug der 

 Achsenmächte stehen in  Libyen, Ägypten und Tunesien 

 italienische und deutsche Truppen  britischen gegenüber.

Am 10.7.1943 landen die Alliierten in Sizilien, am 8.9. kapituliert 

Italien. Deutschland besetzt daraufhin Norditalien. Am 6.6.1944 

beginnt mit der alliierten Operation Overlord (Landung in der 

Normandie,  S. 1) die Befreiung Westeuropas. Allerdings  dauert 

es noch fast ein Jahr, bis ganz Europa durch die nun von Westen 

und  Osten heranrückenden Alliierten vom NS-Regime befreit 

ist. Noch vor Kriegsende vereinbaren Großbritannien, die USA 

und die Sowjetunion auf der Konferenz von Jalta (4.–11.2.1945) 

zukünftige Einfl usszonen in einer europäischen Nachkriegs-

ordnung.

Kriegsende

Am 2.5.1945 besetzen sowjetische und polnische Truppen 

nach einer letzten großen Schlacht die Reichshauptstadt Berlin, 

zwei Tage zuvor tötet sich Hitler dort im „Führerbunker“. Mit 

 Wirkung zum Ende des 8.5.1945 kommt es in Reims und Berlin- 

Karlshorst zur bedingungslosen  Kapitulation der Wehrmacht. 

Die Atom bomben abwürfe der USA auf die japanischen Städte 

Hiroshima und  Nagasaki am 6. und 9.8.1945 führen schließlich 

am 2.9.1945 zur Kapitulation Japans, die das Ende des Zwei-

ten Weltkriegs  markiert. Trotz internationaler Friedensschlüsse 

gehen Konfl ikte, Massenmorde und  Vertreibungen vielerorts 

noch weiter.

Zwischen 1939 und 1950 sind insgesamt 25-30 Millionen

Menschen auf der Flucht. Vor und während des Krieges 

sind die meisten von ihnen Jüdinnen und Juden oder politische 

Gegner/-innen des NS-Regimes und seiner Verbündeten. Gegen 

Ende des Krieges fl iehen dann Millionen Deutsche vor der Roten 

Armee aus den von Deutschland besetzten Gebieten im Osten 

oder werden durch Bombardierungen obdachlos.

Folgen des Krieges 

Der Zweite Weltkrieg gilt als größte Katastrophe des 20. Jahr-

hunderts. Schätzungen kommen auf 60 – 70 Millionen Kriegs-

tote, die Mehrzahl machen zivile Opfer aus. Die meisten  Toten 

 haben die Sowjetunion (27 Mio.) und China (15 Mio.) zu  beklagen. 

Daneben gibt es Millionen Kriegsgefangene, von denen viele 

in Gefangenschaft sterben. Ganze Landstriche und unzäh lige 

 Städte werden durch den Krieg zerstört. In vielen  Ländern leiden 

Frauen unter den psychischen und körperlichen Folgen von Ver-

gewaltigungen durch Soldaten der gegnerischen Seite.

Nach Kriegsende verlieren Deutschland und Österreich ihre 

 staatliche Souveränität und werden von den Alliierten in je vier 

Besatzungszonen aufgeteilt. Dies führt 1949 zur deutschen 

 Teilung. Die DDR trägt die Hauptlast der Entschädigungen (an 

die Sowjetunion), während die BRD durch die USA unterstützt 

wird („Marshall- Plan“). Die Nachkriegsordnung endet erst 1990 

mit der deutschen Einheit und dem Zwei-plus-Vier-Vertrag, wo-

mit Deutschland seine volle staatliche Souveränität zurückerhält.

Weitere Folgen des Krieges:

· Im Oktober 1945 werden die Vereinten Nationen ( Spicker 

Nr. 17) gegründet, ihr oberstes Ziel ist die Friedenssicherung. 

· Weil die europäischen Großmächte geschwächt sind, setzt 

eine neue Phase der Dekolonisierung ein.

· In vielen Ländern wird am 8. oder 9. Mai dem Ende des 

 Krieges in Europa und der Befreiung vom Nationalsozialis mus 

gedacht. So ist der 8. Mai in Frankreich ein gesetzlicher Feier-

tag, in Russland wird am 9. Mai der „Tag des Sieges“ und 

 damit das Ende des „Großen Vaterländischen Kriegs“ gefeiert.

· Bis heute werden allein in Deutschland jährlich 5.000 nicht 

 de tonierte Bomben („Blindgänger“) gefunden und entschärft.

Ursachen und Vorgeschichte 

Nach dem Ersten Weltkrieg 1914-1918 wird im Juni 1919 mit dem 

Versailler Vertrag der Frieden in Europa wieder etabliert. Das 

 Deutsche Reich hat als Verlierer keinen Sitz am Verhandlungs tisch 

und muss hohe Reparationszahlungen leisten. Das stellt die junge 

deutsche Demokratie vor große Probleme: So hat sie mit der enor-

men Finanz last zu kämpfen, die durch die Weltwirtschaftskrise

ab 1929 noch verstärkt wird. Zugleich er möglichen Verschwö-

rungs erzählungen, wonach die Niederlage im Ersten  Weltkrieg auf 

Feinde im Inneren zurückzuführen sei („Dolchstoßlegende“), den 

raschen Aufstieg demokratiefeindlicher Parteien wie der 

 Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP).

Deren Parteiführer Adolf Hitler will nach der Machtübernahme 

1933 ein „Großdeutsches Reich“ etablieren, Deutschland soll 

zur Weltmacht werden (NS-Expansionspolitik). Für das von 

ihm nach rassistischen Maßstäben defi nierte deutsche Volk will er 

„Lebensraum im Osten“ erobern. Den in weiten  Teilen Europas 

verbreiteten Antisemitismus (Judenfeindschaft) steigern die 

Nazis in einen Rassenwahn und erheben ihn zur Staatsdoktrin. 

Bis 1939 schaltet das NS-Regime die gesamte deutsche Gesell-

schaft und Wirtschaft gleich und bringt sie auf Kriegskurs.

Die Jahre vor dem Beginn des Zweiten Weltkriegs sind geprägt 

von einer aggressiven Expansionspolitik der Achsen mächte: 

Davon zeugen der italienische Angriff  auf  Abessinien (Äthiopien) 

1935, der Angriff  Japans auf China 1937, der deutsche Einmarsch 

in Österreich und die Annexion (=  An eignung) des Sudetengebiets 

(Münchner Abkommen) 1938, die Zerschlagung der Tschecho-

slowakei im März sowie die  italienische Besetzung Albaniens im 

April 1939. Als Übungsfeld dient Hitler und seinem italienischen 

Verbündeten Mussolini der Spanische Bürgerkrieg 1936-1939.
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Außenhandel

Mögliche Nachteile durch Außenhandel 

Transport- und Umweltkosten

Die Vorteile von Arbeitsteilung beim Außenhandel wiegen zumin-
dest den Geldpreis des Transports auf. Oft nicht berücksichtigt 
 werden aber Umweltkosten, die durch den Transport entstehen 
(u. a. CO₂-Ausstoß). Dies ist noch problematischer, wenn nicht nur 
Endprodukte, sondern auch Zwischenprodukte im Rahmen eines 
Produktionsnetzwerks transportiert werden, weil verschiedene 
Produktionsschritte in verschiedenen Ländern vollzogen werden.

Abhängigkeiten und Marktmacht

Durch die mit Handel einhergehende Konzentration von Produk-
tion kann es zu verschiedenen Arten von Abhängigkeiten und 
Marktmacht kommen. Ein Beispiel ist Kaff eehandel mit dem 
 Globalen Süden (Entwicklungs- und Schwellenländer): Wenn 
Produktion und Vermarktung von  wenigen ausländischen 
 Kon zernen oder einheimischen Eliten kontrolliert werden, dann 
können diese ihre Marktmacht aus spielen, sodass lokale Kaff ee-
produzenten kaum Vorteile haben.

Verteilungswirkungen

Auch innerhalb eines Landes kommt es zu Umverteilungen 
 zwischen den Produktionsfaktoren. Wenn ein Land sich zum 
 Beispiel auf Produkte spezialisiert, die von Maschinen (auto-
matisiert) hergestellt werden, und dafür Güter importiert, die 
mit menschlicher Arbeit produziert  werden, gewinnt das Kapital
(= Eigentümer von Sach- und Finanzmitteln wie Produktionsma-
schinen oder Investitionsgeldern), während der Arbeitslohn sinkt. 
Da aber die Gesamtwohlfahrt des Landes (= die Summe individu-
eller Nutzen) steigt, kann der Staat theoretisch durch verteilungs-
politische Maßnahmen alle am Wohlfahrts zuwachs beteiligen.

Handelspolitik und Handelsbarrieren
Länder haben verschiedene Instrumente zur Auswahl, um 
 Handelsströme staatlich zu regulieren (= Handelspolitik):

· Zölle: Steuern auf Handelsströme, zumeist Besteuerung 
von Importen (Importzoll)

· Quoten: mengenmäßige Einschränkung von Handels-
strömen, z. B. Höchstgrenze für Anzahl importierter Autos

· Weitere Handelsbarrieren: z. B. unterschiedliche technische 
Standards oder sehr hohe Transportkosten 

Verhängt ein Land Importzölle, hat dies Auswirkungen: 

1. Der Preis der Waren im Importland steigt an.
2. Der Preisanstieg führt zum Rückgang der Nachfrage und  

Anstieg des inländischen Angebots im Importland.
3. Zolleinnahmen entstehen.
4. Falls das Land Marktmacht im Weltmarkt hat („großes“ 

Land), geht der Weltmarktpreis des Gutes zurück.

Verteilungswirkungen eines Importzolls (schematisch)

Handelsliberalisierung 
Um die mit Handelsbarrieren verbundenen Wohlfahrtsverluste 
zu vermeiden, gibt es zahlreiche Bemühungen, möglichst freien 
Handel zu gewährleisten. 

Bilaterale Handelsliberalisierung (zwei Länder/Verbünde)

Partnerländer senken Zölle untereinander. Bei einem Frei  han-
delsabkommen wie CETA zwischen der Europäischen Union 
(EU) und Kanada werden die (meisten) Zölle zwischen den 
 Ländern auf Null  gesenkt. Es werden dabei keine Regelungen 
über die Zölle gegen nicht am Abkommen beteiligte Länder 
(= Drittländer) getroff en. Eine Zollunion ist ein Freihandels-
abkommen, bei dem auch eine gemeinsame Handelspolitik 
 gegenüber Drittländern vereinbart wird. 

Die EU ist ein Beispiel für eine Zollunion. Da aber neben freiem 
Güterverkehr auch freier Dienstleistungsverkehr sowie Frei-
zügigkeit von Arbeit und Kapital gelten, hat die EU gleichzeitig 
auch einen gemeinsamen Binnenmarkt.

Multilaterale Handelsliberalisierung (viele Länder)

Ab 1948 fanden zunächst im Rahmen des General Agreement 
on Tariff s and Trade (GATT) mehrere Verhandlungsrunden 
statt. Die letzte erfolgreich abgeschlossene Verhandlungsrunde 
 mündete 1995 in die Gründung der Welthandelsorganisation
(World Trade Organization, WTO). Um WTO-Mitglied zu werden, 
muss ein Land u. a. den GATT-Vertrag unterzeichnen. Im Rahmen 
von GATT-WTO verhandeln Länder den schrittweisen Abbau 
von Handelsbarrieren. Dabei gilt der Grundsatz der Nichtdis-
kriminierung: Senkt ein WTO-Mitglied für ein anderes den Import-
zoll auf ein Gut, muss dieser niedrigere Importzoll auf alle WTO-
Mitglieder angewendet werden (Meistbegünstigungsprinzip). 

Begründungen für Handelsbarrieren 
Selbst für ein „kleines“ Land (  S. 5) kann eine Zollerhebung aus 
bestimmten Gründen  sinnvoll sein:

· Erziehungszoll: Durch temporären Schutz gegen 
Import   kon kurrenz soll eine im Aufbau befi ndliche Branche 
international wettbewerbsfähig werden.

· Schutzzoll: Durch temporären Schutz gegen einen plötz-
lichen Importanstieg sollen Gewinneinbrüche und Arbeits-
platzverluste im Inland abgefedert und eine graduelle 
Anpassung ermöglicht werden. 

· Antidumping- oder Antisubventionszoll: Diese Zölle wer-
den gegen (angeblich) unfaire Handelspraktiken eingesetzt, 
wie z. B. Dumping (Verkauf ausländischer Produkte zu sehr 
niedrigem Preis) oder staatliche Exportförderung. 

Es gibt aber auch Scheinbegründungen für Handelsbarrieren: 
Oft wird als Begründung ein Ungleich gewicht der Handels-
bilanz angeführt. In dieser werden die Güterimporte und -exporte 
eines Landes gegenübergestellt ( analog für die Dienstleistungs-
bilanz). Ein Handelsbilanzdefi zit liegt vor, wenn die Importe die 
Exporte übersteigen, das Gegenteil ist der Handelsbilanzüber-
schuss. So ein Ungleichgewicht kann Probleme bereiten, wenn 
z. B. dauerhafte Abhängigkeiten von geopolitischen Rivalen bei 
bestimmten Gütern entstehen. Allgemein gilt aber: Liegt ein 
 Handelsbilanzdefi zit vor, hat das Land einen Kredit vom Ausland 
erhalten (= Kapital importiert), sonst hätte es nicht mehr Güter 
ein- als verkaufen können. Das Land wird also nicht vom Über-
schuss-Land ausgebeutet, eher im Gegenteil: Der Wert der 
 bestehenden Forderungen des Überschuss-Landes kann 
durch Infl ation oder Wechselkursänderungen sinken, während 
das  Defi zit-Land Waren oder Dienstleistungen erhalten hat.

Handelsliberalisierung unter Druck
Rechtspopulistische wie linke Kräfte lehnen Handelsliberali-
sierung meist ab: Erstere verweisen auf den Verlust nationaler 
 Souveränität (Autarkie  S. 2), letztere fürchten, dass sozial 
Schwächere unter den Folgen der Globalisierung leiden.

Tatsächlich hat sich die Handelsliberalisierung in den letzten 
 Jahren verlangsamt oder wurde zurückgefahren, oft aus nicht-
ökonomischen Gründen, z. B. weil die Handelsabhängigkeit 
von anderen Ländern auch ausgenutzt werden kann.

Handelsbarrieren als Strafe: Sanktionen

Handelssanktionen werden als Druckmittel eingesetzt, um ein 
Fehlverhalten von Ländern zu bestrafen und diese zu einer 
 Änderung ihres Verhaltens zu bewegen (Beispiel: Sanktionen 
der USA und EU, weil Iran Atomwaff enprogramm fortführt).

Handelsbarrieren als Machtinstrument

Ähnlich dem auf „große Länder“ bezogenen Argument für Zölle 
(  S. 5) können insbesondere große Handelsnationen ihre Markt-
stellung ausnutzen. Die beiden größten politischen Konkurrenten 
China und die USA sind auch die weltgrößten Exporteure, die 
USA zudem größter Importeur (  S. 1). Wenn China die Ausfuhr 
eines wertvollen Rohstoff s wie Seltene Erden stoppt, um Druck 
auf seine Handelspartner auszuüben, oder die USA Importe aus 
Brasilien mit hohen Zöllen belegen, um die dortige Innenpolitik 
zu beeinfl ussen, werden Handelsbarrieren als Druckmittel ein-
gesetzt. Eine solche Abkehr von den Prinzipien der Welthandels-
ordnung mag kurzzeitig  einseitige Vorteile zulasten der Handels-
partner und der Welt  insgesamt bringen, birgt aber Risiken: 
Kettenreaktionen in globalen Lieferketten, höhere Preise und 
 politische wie wirtschaftliche Instabilität sind zu befürchten.

Warum wird Außenhandel betrieben? 
Theoretisch gibt es drei Hauptargumente für möglichst barriere-
freien Außenhandel:

1. Ausweitung der Warenvielfalt: 
Handel ermöglicht Zugang zu Produkten, die ein Land nicht 
selbst herstellt oder herstellen kann.

2. Ausnutzung von (komparativen) Kostenvorteilen: 
Länder spezialisieren sich auf Güter, die sie relativ effi zient 
herstellen können, und exportieren diese dann.

3. Ausnutzung von Skaleneffekten: 
Je mehr produziert wird, desto geringer sind oft die Stück-
kosten – etwa durch bessere Maschinenauslastung oder 
Lerneffekte. Das spricht für Produktionskonzentration und 
anschließenden Handel der Produkte.

Opportunitätskosten sind keine tatsächlich anfallenden 
Kosten, sondern diejenigen der nächstbesten Alternative: 

Die Opportunitätskosten der Herstellung eines Gutes entsprechen 
der Menge eines anderen Gutes, die man mit den gleichen Pro-
duktionsfaktoren (Inputs) hätte herstellen können.
Beispiel: Alex (A) und Bea (B) produzieren Xylophone (X) und 
Yo-Yos (Y) durch Arbeit. A benötigt für ein X 1 Stunde, für 
ein Y 2 Stunden. B benötigt für beide Produkte (Outputs) jeweils 
3  Stunden. A ist damit bei der Produktion beider Güter effi zienter 
und hat den absoluten Kostenvorteil für beide Güter.
Doch für ein zusätzliches Y muss A zwei X aufgeben, B nur 
 eines – damit hat B niedrigere Opportunitätskosten bei der 
 Produktion von Y (gemessen in Einheiten von X) und damit 
 einen komparativen Kostenvorteil für Y. Deshalb ist es vorteil-
haft, wenn Alex sich auf Xylophone spezialisiert, Bea Yo-Yos 
 produziert und beide miteinander handeln. 

Was ist Außenhandel? 
Außenhandel ist der grenzüberschreitende Austausch von Gütern 
und Dienstleistungen. Einfuhren aus dem Ausland nennt man 
Importe, Ausfuhren Exporte. Der Gesamtwert aller gehandelten 
Güter und Dienstleistungen ist das Handelsvolumen (  S. 1).

Ein materieller Gegenstand, der Bedürfnisse befriedigt, ist 
ein Gut (Beispiel: Smartphone). Eine immaterielle  Leistung 

nennt man Dienstleistung (Beispiel: Haarschnitt).

Daten über den Güterhandel gehören zu den am besten und 
längsten erfassten Wirtschaftsdaten, da sie die Grundlage für die 
Besteuerung des Handels bilden. Die Bedeutung des Dienst-
leistungshandels steigt, seine Messung ist aber schwieriger, 
da er meist nicht mit physischem Transport verbunden ist.

Geschichte des Außenhandels

Handel wird seit Beginn der Menschheitsgeschichte getrieben, 
Fernhandel z. B. mit Feuerstein gab es bereits in der Steinzeit. 
Außenhandel gibt es, seit Grenzen existieren. Die Bronzezeit 
(ab etwa 3.300 v. Chr.) wäre ohne Fern han del nicht möglich ge-
wesen, da Kupfer und Zinn für die Herstellung von Bronze aus 
oft weit entfernt ge le genen Lagerstätten an einen gemeinsamen 
Schmelz ort gebracht werden mussten. In den letzten 200 Jahren 
ist der Außenhandel stark gestiegen, wobei es auch rück läufi ge 
Phasen gab, etwa in Kriegszeiten.

Freihandel ist ein rein theoretisches Konzept: Gäbe es keinerlei 
Handelshemmnisse, würden alle Länder einen Einheitsmarkt 
 bilden. Der Preis eines Gutes wäre dann überall gleich. Der theo-
retische Gegenentwurf ist Autarkie, also die Selbstversorgung 
eines  Landes ohne jeglichen Handel mit dem Ausland.

Eff ekt Wer gewinnt? Wer verliert?

im
 In

lan
d

Preise steigen; 
 Konsum sinkt

Inländische 
Produzenten

Inländische 
 Konsumenten

Belastung von 
 Lieferketten – Produzenten, die 

Inputs importieren
Zolleinnahmen Staatshaushalt –

zw
isc

he
n 

 Lä
nd

er
n „Kleines“ Importland: 

Weltmarktpreis konstant – Importland; 
 Weltwohlfahrt

„Großes“ Importland: 
Weltmarktpreis sinkt

Importland 
(leicht)

Exportland (stark); 
Weltwohlfahrt

Daten: UNCTAD, April 2025; eigene Berechnungen; gerundet

Weltweites Handelsvolumen 2024
(Güter & Dienstleistungen)

EXPORTE

IMPORTE

Deutschland 
6  %

Deutschland 
6  %

China 
10  %

China 
12  %

USA 
13  %

USA 
10  %

Rest der Welt 
72  %

Rest der Welt 
72  %

~ 33 Billionen US-Dollar

2

65

3

7

4

8

von Rechtsextremen

heute in Anspielung

auf die Wehrmacht

verwendet

im National-

sozialismus 

vereinnahmt und 

als Orden verliehen 

Eisernes Kreuz: 

Hoheits- und  Erkennungszeichen 

der Bundeswehr

Symbol für 

Freiheitsliebe, 

Gleichheit und 

Tapferkeit

ursprünglich 

preußische 

Kriegsaus-

zeichnung 

Geschichte und Einsätze der Bundeswehr 

Mit dem sich verschärfenden Kalten Krieg wird in der Bundes-

republik über eine Wiederbewaff nung diskutiert. Der  Eintritt in das 

westliche Militärbündnis NATO (  Spicker Nr. 27) führt zur Gründung 

der Bundeswehr. 

Es gibt zu wenig Freiwillige, der Bundestag beschließt die Ein füh-

rung der allgemeinen Wehrpfl icht. Der „Kriegsdienst mit der Waff e“ 

kann jedoch aus Gewissensgründen verweigert werden (Art. 4 GG).

Der erste Auslandseinsatz beginnt: Die deutsche Luftwaff e 

fl iegt Hilfsgüter nach Nordafrika.

Für Kriegsdienstverweigerer wird ein verpfl ichtender Ersatzdienst 

eingeführt (Art. 12a GG). Seine häufi gste Form ist der zumeist im 

 sozialen Bereich abgeleistete Zivildienst.

Norddeutschland wird von einer schweren Sturmfl ut  getroff en, in 

Hamburg helfen Tausende Soldaten. Der erste große Einsatz der 

 Bundeswehr im Landesinneren ist juristisch um stritten, verbessert 

ihr Ansehen in der Bevölkerung aber erheblich.

Zehn Jahre nach ihrer Gründung umfasst die Bundeswehr gut 

460.000 Soldaten. 

Die Bundeswehr öff net sich erstmals für Frauen, die  zunächst 

jedoch nur als Sanitäterinnen oder Militärmusikerinnen dienen dürfen. 

Seit 2001 stehen ihnen alle Laufbahnen off en. 2025 waren rund 24.900 

der Soldaten Frauen, das ist ein Anteil von über 13 Prozent. 

Die DDR unterhält ab 1956 mit der Nationalen Volks-

armee (NVA) eigene Streitkräfte, darunter auch die Grenz-

truppen. Mit der deutschen Einheit wird die NVA 1990 aufgelöst, 

die Bundeswehr übernimmt wenige Soldaten (jedoch keine 

 Offi ziere), einige Standorte und Material. 

Streitkräfte weltweit

Fast alle Länder unterhalten Streitkräfte, selbst der Vatikanstaat 

mit nur 1.000 Einwohnern. Nur Costa Rica, Island und das 

 Fürstentum Liechtenstein haben keine  eigene Armee. 

Größte Armeen 

nach Truppenstärke (2025)

Länder mit höchsten 

 Militärausgaben (2024)

1. China  
2 Mio. 1. USA  997 Mrd. $

2. Indien  
1,5 Mio. 2. China  314 Mrd. $

3. USA  
1,33 Mio. 3. Russland  149 Mrd. $

4. Russland/Nordkorea je 1,32 Mio. 4. Deutschland 88 Mrd. $

31. Deutschland 
181.700 5. Indien  86 Mrd. $

Die Lehren der Geschichte

Erst im 17. Jahrhundert entstehen in Europa moderne stehende 

 Heere. Mit der Industrialisierung werden die Waff en töd licher und 

billiger. Es ist nun möglich, Massenheere auszu rüsten: Im Ersten 

Weltkrieg (1914 –1918) kämpfen Millionen  Soldaten. Flugzeuge, 

 Panzer und Giftgas erhöhen die Brutalität des Krieges. Im Zweiten 

Weltkrieg (1939 –1945) führt die deutsche Wehrmacht  einen unver-

gleichlichen Vernichtungskrieg. Die Schrecken der beiden Welt-

kriege führen 1948 zur Gründung der Vereinten Nationen (UN), 

die in ihrer Charta (Art. 2 Nr. 4) ein Verbot von  Angriff skriegen

festhalten. Ein solches steht auch im Grundgesetz (Art. 26 GG). 

Seit Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrags 1970 gibt 

es fünf anerkannte Atommächte: China, Frankreich, 

 Groß britannien, Russland und die USA. NATO-Staaten wie 

Deutschland profi tieren vom Abschreckungspotenzial der 

„ nuklearen Teil habe“. Auch Indien, Nordkorea und Pakistan sind 

im Besitz von Atomwaffen, von Israel wird dies angenommen.
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Bundeswehr

Die deutschen Streitkräfte

„Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf“: Um diesem 

Auftrag aus Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) gerecht zu wer-

den, gibt es die Bundeswehr. Als deutsche Armee übt sie gemein-

sam mit der Polizei das Gewaltmonopol des deutschen Staates 

aus und ist dabei vor allem für die Landes- und Bündnisverteidi-

gung  zuständig. Im Landesinneren darf sie nur in Ausnahmefällen 

zum Einsatz kommen (z. B. bei Naturkatastrophen).

Streitkräfte sind mit Kriegswaffen ausgestattete Träger 

der Staatsgewalt. Damit unterscheiden sie sich von nicht-

staatlichen militärischen Akteuren wie Söldnermilizen. Streitkräfte 

tragen zu einer der wichtigsten Aufgaben des Staates bei: dem 

Schutz der Bürger/-innen vor Angriffen von außen. Ihr Einsatz 

für Angriffskriege ist heute völkerrechtlich untersagt ( S. 3).

Die Bundeswehr umfasst vier Teilstreitkräfte sowie zivile (= nicht-

militärische) Bereiche wie Verwaltung (z.B. Personal, Ausrüstung, 

Infrastruktur), Rechtspfl ege und Militärseelsorge. Die deutsche 

Armee ist eine Berufsarmee, die durch  Zeitsoldaten und frei-

willig Wehrdienstleistende verstärkt wird. 

Die vier Teilstreitkräfte der Bundeswehr

· Heer: Landstreitkräfte wie Panzereinheiten, Gebirgsjäger 

oder Fallschirmjäger

· Luftwaffe: Luftstreitkräfte mit Kampfjets, Transporthub-

schraubern, Frachtfl ugzeugen und Flugabwehrsystemen 

· Marine: Seestreitkräfte mit Fregatten, Korvetten, Minen-

abwehrfahrzeugen und U-Booten

· Cyber- und Informationsraum: Abwehr von Angriffen auf 

IT-Infrastrukturen sowie Aufklärung (Datenbeschaffung) 

1955 

1956 

1960 

1961 

1962 

1975 

1965 

Das Bundesverfassungsgericht stellt im „Out-of-Area-Urteil“ fest, 

dass Auslandseinsätze der Bundeswehr verfassungskonform sind, 

aber der Zustimmung des Bundestags bedürfen (  S. 7).

Die Bundeswehr beteiligt sich an der Friedensmission KFOR

im Kosovo, die bis heute andauert.

Am 11. September attackieren islamistische Terroristen die USA. 

Diese reagieren mit einem „Krieg gegen den Terror“. Deutschland 

beteiligt sich ab 2002 an der ISAF-Mission in  Afghanistan, 59 deut-

sche Soldaten sterben im Verlauf. Der Einsatz prägt die Bundeswehr 

bis zum Abzug 2021.

Der Bundestag beschließt die Aussetzung der Wehrpfl icht. 

Sie gilt als zu teuer und ungerecht, weil viele junge Menschen nicht 

zum Dienst antreten müssen (fehlende „Wehrgerechtigkeit“). 

Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine ruft Bundes-

kanzler Olaf Scholz eine „Zeitenwende“ aus. Mit den  Mitteln aus 

 einem Sondervermögen beginnen große Beschaff ungsprojekte zur 

Aufrüstung. Die Bundeswehr unterstützt die Ukraine mit Material und 

bildet damit ukrainische  Soldaten aus.

Erstmals soll ein Großverband der Bundeswehr dauerhaft im 

 Ausland  bleiben: Die Bundesregierung beschließt den Aufbau einer 

 deutschen  Brigade in Litauen. 

Das Bundeskabinett entscheidet sich nach langen Verhandlungen 

für ein neues Wehrdienstmodell (  S. 8).

Derzeit gibt es 17 Missionen auf drei Kontinenten mit etwa 

2.000 Soldatinnen und Soldaten. So helfen Eurofi ghter und 

Luftabwehrsysteme vom Typ Patriot dabei, russische Drohnen 

im osteuropäischen Luftraum abzuwehren und Deutschland 

 engagiert sich mit Ein heiten beim Schutz des Baltikums.

Struktur der Bundeswehr 

In Friedenszeiten hat der/die Verteidigungsminister/-in die 

 Befehls- und Kommandogewalt inne. Im Verteidigungsfall nach 

Art. 115a GG übernimmt der/die Bundeskanzler/-in diese Aufgabe 

(Art. 115b GG). An der Spitze der Bundeswehr steht somit stets 

eine Zivilistin oder ein Zivilist, man spricht auch vom Primat der 

Politik über die Armee. 

Der oberste Soldat der Bundeswehr (männlich oder weiblich) ist 

der Generalinspekteur, darunter stehen die Inspekteure der 

vier Teilstreitkräfte. Der Generalinspekteur führt die Truppe, nicht 

aber die zahlreichen Behörden der Bundeswehr wie das Be-

schaff ungsamt oder den Bereich Personalgewinnung. Diese 

unter stehen dem Verteidigungsministerium und werden in der 

Regel von Zivilisten geleitet. Das soll als Lehre aus der deutschen 

 Geschichte verhindern, dass Soldaten zu viel Macht erhalten.

Personal der Bundeswehr (2025, gerundet):

· 181.700 reguläre Soldatinnen und Soldaten 

(davon 112.000 „auf Zeit“ und 59.600 Berufssoldaten)

· 11.000 freiwillig Wehrdienstleistende (7 bis 23 Monate) 

· 50.000 „beorderte“ Reservisten (aus dem aktiven Dienst 

 ausgeschiedene, aber einsatzbereite Soldaten)

· 80.600 Zivilisten (z.B. Juristinnen, Handwerker,  Biologinnen)

Die Bundeswehr hat ihre Dienstsitze in Bonn (Hardthöhe) und 

Berlin (Bendlerblock). 2024 unterhielt sie 275 Standorte in 

Deutschland, u.a. fünf Krankenhäuser, zwei Universitäten und 

zahlreiche Kasernen. Zur Bundeswehr gehören auch der 

Geheimdienst MAD (Militärischer Abschirmdienst) sowie 

die  Führungsakademie in Hamburg, an der künftige Generäle 

ausgebildet werden. 

Die Bundeswehr als Parlamentsarmee 

Während in anderen Ländern die Staatschefs eigenständig Truppen 

entsenden können, entscheidet in Deutschland der Bundestag 

über die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Bei den Abgeordneten 

liegt auch die Etathoheit über die Verteidigungsausgaben. 

 Zudem beruft der Bundestag eine/-n Wehrbeauftragte/-n. Diese/-r 

prüft unabhängig, ob die Soldaten gut behandelt werden. Die 

 Bundeswehr wird in erster Linie zur Landesverteidigung ein gesetzt 

(Art. 87a GG). Da Deutschland aber in ein „System gegenseitiger 

 kollektiver Sicherheit“ eingebunden ist (Art. 24 GG), das „eine 

friedliche und dauerhafte Ordnung (…) zwischen den Völkern der 

Welt herbei führen und sichern“ soll, kann die Bundeswehr auch ins 

Ausland („Out of Area“) entsendet werden, etwa zu humanitären 

oder friedens sichernden Einsätzen mit Mandat des UN-Sicherheits-

rats und zum Schutz der Bündnisse (NATO und EU).

Als „Staatsbürger in Uniform“ stehen Soldatinnen und Soldaten 

auf dem Boden des Grundgesetzes und schützen die Demokratie 

gegen Bedrohungen von außen. Das Konzept steht damit in schar-

fer Abgrenzung zum Soldatenbild im Nationalsozialismus. Trotzdem 

gibt es immer wieder Skandale, Rekruten wurden etwa bei Auf-

nahmeritualen schikaniert, es gibt auch rechtsextreme Vorfälle. 

Umfragen zeigen aber, dass die breite Mehrheit der Soldatinnen 

und Soldaten demokratisch gesinnt ist. In ihrem Eid schwören sie, 

„das Recht sowie die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver-

teidigen“ (§ 9 Soldatengesetz), das heißt notfalls mit ihrem Leben.

Gut 83 Prozent der Deutschen haben eine positive Einstellung 

zur Bundeswehr, 84 Prozent vertrauen ihr (Umfrage der 

 Bundeswehr 2025). Gleichzeitig geht die Attraktivität der Bundes-

wehr als Arbeitgeber zurück: Nur zehn Prozent der 16-bis- 29-

Jährigen können sich vorstellen, selbst Soldat/-in zu werden.

Aktuelle Herausforderungen 

Finanzen: Im Zuge der „Zeitenwende“ soll der deutsche Wehretat 

massiv ansteigen, bis 2029 schrittweise auf 152,8 Milliarden Euro. 

Die Finanzierung ist jedoch darüber hinaus nicht gesichert, zudem 

gestaltet sich die Verausgabung der Gelder aufgrund langwieriger 

Beschaff ungsprozesse als kompliziert. 

Drohnen und Künstliche Intelligenz: Im Krieg Russlands  gegen 

die Ukraine spielen Drohnen eine entscheidende Rolle, auch der 

Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Waff ensystemen nimmt inter-

national zu. Eigene Drohnen verfügt die Bundeswehr bislang je-

doch kaum und auch in der Erkennung und Luftabwehr feindlicher 

Drohnen, Jets oder Raketen bestehen große Schwächen. 

Neuer Wehrdienst: Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Deutschen 

einen Fragebogen zu ihrer Motivation und Eignung erhalten, 

 begonnen wird mit dem Geburtsjahrgang 2008. Für Männer ist 

die Beantwortung verpfl ichtend, zudem haben sie sich einer 

 Musterung zu unterziehen. Die allgemeine Wehrpfl icht bleibt aus-

gesetzt, allerdings ist eine sogenannte Bedarfswehrpfl icht vorge-

sehen, die bei verteidigungspolitischem und personellem Bedarf 

vom Bundestag beschlossen werden kann. Das Recht auf Kriegs-

dienstverweigerung bleibt davon unberührt. 

Rolle der NATO: Für die Sicherheit Deutschlands ist die NATO 

zentral, ohne Schutz durch die USA wäre Europa nicht vertei di-

gungsfähig. Die Verlässlichkeit des NATO-Beistandspakts, wo-

nach alle Mitglieder einem angegriff enen Land zur Hilfe kommen 

müssen, steht jedoch spätestens seit  Donald Trumps zweiter 

US-Präsidentschaft infrage. Um sich von den USA zu emanzipie-

ren, bemüht man sich in der EU um die koordinierte Beschaff ung 

von Rüstungsgütern und diskutiert eine stärkere Verzahnung der 

Streitkräfte bis hin zur Einrichtung einer europäischen Armee.
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Bundesregierungen seit 1949 Die erste Regierung der neu gegründeten Bundes republik 
wird von Konrad Adenauer angeführt. Er regiert bis 1963 
in unterschiedlichen Koalitionen (durchgehend mit Schwes-
terpartei CSU, u. a. mit FDP und Deutsche Partei/DP). Nach Adenauers Rücktritt wird Ludwig Erhard Bun-

deskanzler. Das Bündnis mit der FDP zerbricht drei  Jahre 
 später, Kurt Georg Kiesinger wird Kanzler der  ersten 
„ Großen Koalition“ aus CDU/CSU und SPD. Willy Brandt wird in einer Koalition mit der FDP der 

 erste sozialdemokratische Kanzler der Bundesrepublik. Infolge einer Spionageaff äre tritt Willy Brandt zurück. 
Daraufhin wird Helmut Schmidt Kanzler. Nach einem konstruktiven Misstrauensvotum gegen 

Schmidt wird Helmut Kohl Bundeskanzler. Gemeinsam 
mit der FDP regiert er 16 Jahre lang.

Gerhard Schröder wird Kanzler einer Koalition mit 
Bündnis 90/Die Grünen. Es ist der erste und bislang  einzige 
vollständige Wechsel aller Regierungsparteien. Nach vorgezogener Bundestagswahl wird Angela 

 Merkel zur ersten Bundeskanzlerin  gewählt. In vier Amtszei-
ten regiert sie dreimal mit der SPD und einmal mit der FDP.Olaf Scholz wird Kanzler der „Ampel-Koalition“ aus 

SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen.  Die „Ampel“ scheitert Ende 2024 vorzeitig und Scholz 
verliert die Vertrauensfrage. Erneut kommt es zur Bildung 
einer „Großen Koalition“, die von Friedrich Merz als  zehntem Bundeskanzler angeführt wird. 
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Bundesregierung
Die Bundesregierung ... · besteht nach Artikel 62 Grundgesetz (GG) aus dem  Bundeskanzler und den Bundesministern.· wird auch „Bundeskabinett“ genannt. · setzt als Teil der Exekutive (ausführende Gewalt) die 

 Beschlüsse der Legislative (gesetzgebende Gewalt:  Bundestag + Bundesrat) um.· kann auch selbst Gesetze in den Bundestag einbringen.   Die Bundesregierung zählt neben Bundestag, Bundesrat, Bun-
desverfassungsgericht und Bundespräsident zu den fünf ständi-
gen Verfassungsorganen auf Bundesebene. Eine regierungslose 
Phase sieht das Grundgesetz nicht vor. In Übergangszeiten wie 
etwa nach einer Bundestagswahl ist die bisherige Regierung 
 geschäftsführend tätig, bis eine neue Regierung im Amt ist.Die Bundesrepublik Deutschland hat ein parlamentarisches 

 Regierungssystem. Parlamentsmehrheit und Regierung sind 
eng miteinander verbunden:· Die Regierung wird vom Parlament bestellt (= gewählt).· Das Parlament kann die Regierung absetzen; umgekehrt 

kann die Regierung das Parlament aufl ösen (  S. 4).· Regierungsamt (Kanzler/-in, Minister/-innen) und Abge-
ordneten mandat sind miteinander vereinbar und die Regel.Regierungsoberhaupt (z.B. Bundeskanzler/-in, Minister -

präsident/-in, Premierminister/-in) und Staatsoberhaupt 
(z. B. Bundespräsident/-in, Monarch/-in oder Staatspräsident/-in) 
bilden im parlamentarischen System eine doppelte Exekutive. In 
einem präsidentiellen Regierungssystem wie in den USA (  Spi-
cker Nr. 19) wird der Präsident dagegen direkt vom Volk gewählt. 
Es gibt auch Mischformen dieser Systeme, z. B.  in Frankreich. 

Regierungsbildung  
Da bei Bundestagswahlen noch nie eine einzelne Partei die abso-
lute Mehrheit an Mandaten erlangt hat, wurde die Regierung bis-
lang immer von Koalitionen aus zwei oder mehr Parteien gebildet. 
 Dafür fi nden im Nachgang von Wahlen zunächst Sondierungs-
gespräche und dann Koalitionsverhandlungen statt. Sie sind weit-
gehend ungeregelt: Die  Parteien können selbst entscheiden, wie 
sie die  Gespräche  organisieren möchten. In den meisten Fällen 
werden (mindestens) drei verschiedene Gremien eingerichtet: 

Am Ende erfolgreicher Verhandlungen steht ein Koalitionsvertrag, 
eine  zeitliche Vorgabe dafür gibt es nicht. Obwohl dieser „Vertrag“ 
nicht rechtlich bindend ist, gilt er als Leitfaden für die Regierungs-
arbeit.

Was steht in einem Koalitionsvertrag? · politische Vorhaben der kommenden Wahlperiode· Zuschnitt und Verteilung der Ministerien zwischen den 
 beteiligten  Parteien· Regeln für die gemeinsame ZusammenarbeitDer nach der Bundestagswahl 2025 zwischen den Parteien 

CDU, CSU und SPD geschlossene Koalitionsvertrag trägt den 
Titel „Verantwortung für Deutschland“ und ist 146 Seiten lang. 

Ministerien und ArbeitsteilungDie Zahl der Ministerien ist rechtlich nicht vorgeschrieben. Aller-
dings sieht das Grundgesetz drei Ministerien (oft auch „Ressorts“ 
genannt) vor: Finanzen, Justiz und Verteidigung. Darüber hinaus 
entscheidet der Kanzler/die Kanzlerin über Anzahl und Zuschnitt 
der Ministerien (  wichtige Ressorts siehe S. 1). Die Ministerien (Regierung) und ihnen zugeordnete Behörden 

(Verwaltung) sind beide Teil der Exekutive. Teilweise verändern 
sich Ministerien durch einen Wandel der politischen Themen. 
So gab es bis 1991 ein Ministerium für innerdeutsche Beziehun-
gen (zur DDR), seit 2025 gibt es ein Digitalministerium. Auch 
die Zuständigkeiten einzelner Ministerien können sich ändern 
(z. B. „Arbeit“ und „Soziales“ getrennt). Drei Prinzipien regeln die Arbeitsweise innerhalb der Regierung 

(Art. 65 GG): 

· Richtlinienprinzip: Der Bundeskanzler gibt die Richtlinien 
der Politik vor und trägt die Verantwortung für von der 
 Bundesregierung getroffene Entscheidungen. · Ressortprinzip: In ihren jeweiligen Geschäftsbereichen 
 haben die Minister/-innen weitgehende Autonomie und 
 tragen wiederum Verantwortung für ihren Aufgabenbereich.  

· Kabinettsprinzip: Grundsätzlich sollten Entscheidungen 
vom gesamten Kabinett getragen werden. Abgestimmt wird 
durch Mehrheitsbeschluss. Oft ist aber festgelegt, dass dabei 
kein Koalitionspartner überstimmt wird. Diese Prinzipien können miteinander in Konfl ikt geraten: Die 

Richtlinien des Kanzlers bilden den Rahmen der politischen 
 Vorhaben, allerdings kann dieser nicht unmittelbar in die Amts-
führung der Minister eingreifen. Bei Meinungsverschiedenheiten 
spielt der Koalitionsausschuss (  S. 6) eine wichtige Rolle. 

Arbeitsweise der Bundesregierung  Die Bundesregierung triff t sich jeden Mittwoch zu Kabinetts-
sitzungen unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers/der Bundes-
kanzlerin. In diesen  Sitzungen werden die anstehenden politi-
schen Vorhaben diskutiert und Kabinettsbeschlüsse getroff en. 
Ist der Bundeskanzler /die Bundeskanzlerin verhindert, übernimmt 
die Stellvertretung (Minister/-in, oft als „Vize-Kanzler/-in“ betitelt) 
den Vorsitz. 
In ihrer Arbeit wird die Bundesregierung durch (parlamentarische) 
Staatssekretäre sowie eine Vielzahl an Mitarbeitenden in den 
 jeweiligen Ministerien unterstützt (Ministerialbürokratie). Der 
 Bundeskanzler/die Bundeskanzlerin hat kein eigenes Ministerium, 
dafür jedoch das Bundeskanzleramt ( Bild S. 1) und eine/-n dafür 
zugewiesene/-n Minister/-in für besondere Aufgaben. Die meisten Themen, mit denen sich die Bundesregierung be-

schäftigt, betreff en inhaltlich mehr als nur ein Ministerium. Je 
 komplexer der Sachverhalt, desto mehr Kabinettsmitglieder und 
damit Ministerien müssen an der Abstimmung beteiligt  werden. 
Das für ein Vorhaben federführende Ministerium  erstellt daher 
einen Referentenentwurf, der mit den anderen  Ministerien abge-
stimmt wird und erst dann als Gesetzentwurf ins Kabinett gelangt.Der Koalitionsausschuss besteht aus den führenden 

Personen der Regierungsparteien. Er schlichtet bei Streit 
innerhalb der Koalition und berät die unterschiedlichen Partei-
positionen bei Gesetzesvorhaben. Er gilt als wichtiges Instrument 
der Regierungszusammenarbeit, steht aber auch in der Kritik, 
da er keine formalen Rechte hat und dort – außerhalb der ver-
fassungsrechtlichen Institutionen – faktische Vorentscheidungen 
getroffen werden. 

Wahl und Ernennung der Regierung Wurde in den Koalitionsverhandlungen eine Regierungsmehrheit 
gefunden, regelt Art. 63 GG den weiteren Ablauf:1. Der Bundespräsident schlägt dem Bundestag nach  Gesprächen mit den Fraktionsvorsitzenden einen  Kandidaten 

als Bundeskanzler vor.2. Der Bundestag stimmt ohne vorherige Aussprache in 
 geheimer Wahl über den Vorschlag ab.3. Stimmt die absolute Mehrheit („Kanzlermehrheit“) dem 
 Vorschlag zu, gilt dieser als angenommen. 4. Der Bundespräsident ernennt innerhalb von sieben Tagen 
den gewählten Kandidaten zum Bundeskanzler.Kommt in den ersten zwei Wahlgängen keine Kanzlermehrheit 

zustande, reicht auch eine relative Mehrheit. Der Bundespräsident 
kann dann den Bundestag auch aufl ösen.Die weiteren Regierungsmitglieder werden nicht vom Parlament 

gewählt, sondern auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom Bundes-
präsidenten ernannt (bzw. entlassen, Art. 64 GG). Kanzler und 
 Minister werden dann vom Bundestagspräsidenten vereidigt. 
Dafür wird der in Art. 56 GG vorgesehene Eid gesprochen. Misstrauensvotum und VertrauensfrageIst eine Mehrheit des Parlaments mit der Arbeit des Bundeskanz-

lers unzufrieden, kann sie nach Art. 67 GG einen neuen Kanzler 
wählen (konstruktives Misstrauensvotum). Eine Abwahl ohne 
Alternative wie noch in der Weimarer Republik gibt es nicht. Der 
Bundeskanzler kann auch von sich aus im Bundestag die Ver trau-
ensfrage stellen (Art. 68 GG). Diese kann auch mit einer Sach frage 
verbunden werden – mit dem Ziel, so seine Regierungsmehrheit 
hinter sich zu bringen. Bekommt er keine Mehrheit, kann er beim 
Bundespräsidenten die Aufl ösung des Bundestags ersuchen. 

Herausforderungen des Regierens Zersplitterung des Parteiensystems (  Spicker Nr. 37)Die vielfältiger gewordene Parteienlandschaft verlangt von den 
beteiligten Partei en mehr Flexibilität für Regie rungsbündnisse. 
Galt die „Große Koalition“ aus CDU/CSU und SPD lange Zeit als 
Ausnahmefall, ist sie heute der Regelfall. Bei lagerübergreifenden 
Koalitionen wie der „Ampel“ arbeiten Parteien mit unterschied-
lichen Grundvorstellungen zusammen, was eine erhöhte Kom-
promissbereitschaft der Beteiligten erfordert. Planbarkeit von Politik und ReformvorhabenDie umfangreichen Vorhaben in den Koalitionsverträgen können 

nur umgesetzt werden, wenn es die politischen Umstände zulas-
sen. Finanzkrisen, Pandemien oder Kriege verändern die Rahmen-
be din gungen fürs Regieren in kürzester Zeit schlagartig und verlan-
gen ein schnelles Handeln oder Umdenken. Umgekehrt benötigen 
 größere Reformen oft einige Jahre bis sie ihre volle Wirkung ent-
falten können und  Konsequenzen sichtbar werden. Für größere 
Reformvor haben richten Regierungen oft Kommissionen ein, deren 
Mitglieder Expertise in einem bestimmten Fachgebiet haben. Diese 
Praxis wird u. a. dafür kritisiert, dass so grundlegende Streitpunkte 
innerhalb einer Koalition vertagt werden und die  inhaltliche Ausein-
andersetzung vom Bundestag als Gesetzgeber wegverlagert wird.Regieren im Mehrebenensystem In Bereichen wie der Klima-, Migrations- oder Wirtschaftspolitik 

werden viele Themen auf europäischer oder internationaler Ebene 
verhandelt, was die Abstimmung und häufi g zähe Verhandlungen 
mit anderen Staaten voraussetzt. Zudem erfordert die föderale 
Struktur der Bundesrepublik oft eine Abstimmung mit den Landes-
regierungen oder die Zustimmung des Bundesrats. 
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Nationalsozialismus

Wesensmerkmale des Nationalsozialismus
Der Nationalsozialismus (NS) war eine rechtsextreme politische 
Bewegung im Deutschen Reich. Sie entstand vor allem in Reak-
tion auf die deutsche Niederlage im Ersten Weltkrieg (1914 –1918) 
und die von vielen als ungerecht empfundenen Bedingungen des 
Friedens vertrags von Versailles (1919). Mit der Weltwirtschafts-
krise 1929 wuchs der NS zu einer Massenbewegung, indem 
er den Deutschen einen besseren Lebensstandard und eine klas-
senlose „Volksgemeinschaft“ versprach. Nach der Machtüber-
nahme 1933 errichtete die den NS tragende NSDAP (National-
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei, 1920 gegründet) unter der 
Führung Adolf Hitlers eine  totalitäre Diktatur, die im Zweiten 
Weltkrieg (  Spicker Nr. 38) und dem millionenfachen Mord an 
den europäischen Jüdinnen und Juden mündete (Holocaust oder 
Shoah). Die NS-Diktatur endete 1945, ihre Ideologie lebt aber bis 
heute fort.

Der NS …

· war geprägt vom völkischen Denken, einer Weltanschauung, 
die das Volk durch Abstammung und „Rasse“ defi niert.

· war ultranationalistisch und zielte darauf ab, die Interessen 
des Deutschen Reiches rücksichtslos durchzusetzen.

· lehnte freie Meinungsbildung, parlamentarische Mehrheits-
fi ndung und das Bemühen um Kompromisse kategorisch ab.

Eine zentrale Rolle für den Aufstieg der NSDAP spielte Adolf
Hitler (1889 –1945). Er leitete die NSDAP ab 1921 gemäß 

dem „Führerprinzip“ mit diktatorischen Vollmachten und legte das 
antisemitisch-expansionistische Programm fest. Nach einem ge-
scheiterten Putschversuch 1923 und dem Ablauf des Parteiverbots 
1925 schwor Hitler die NSDAP auf einen strikten Legalitätskurs ein: 
Man wollte die Macht von nun an über Wahlen erringen.

Aufstieg und Gleichschaltung  
Nachdem die NSDAP 1928 bei Wahlen nur 2,6 % der Stimmen 
errang, stieg sie im Zuge der Weltwirtschaftskrise bis Juli 1932 auf 
37,3 % und wurde stärkste Fraktion im Reichstag. Reichspräsi dent 
Paul von Hindenburg ernannte daraufhin am 30. Januar 1933 
Hitler zum Reichskanzler. Zusammen mit der Deutsch natio na-
len Volkspartei (DNVP) erreichte die NSDAP bei Neu wah len am 
5. März 1933 die absolute Mehrheit (51,9 %): Der Wahlkampf war 
bereits durch die gewaltsame Einschüchterung politischer Gegner 
geprägt. In den folgenden Monaten ersetzten die Nationalsozialis-
ten die verfassungsmäßige Ordnung und beseitigten zentrale 
Grundrechte. Die Abschaff ung der Demokratie und der Prozess 
der Gleich schaltung von Staat und Gesellschaft begannen 
und waren bis August  1934 weitgehend abgeschlossen:

· Reichstagsbrandverordnung: Außerkraftsetzung von Grund-
rechten wie der Meinungs-, Presse- oder Versammlungsfreiheit

· Ermächtigungsgesetz: Entmachtung des Parlaments und Ende 
der Gewaltenteilung; die Regierung konnte nun ohne den 
Reichstag Gesetze erlassen.

· Gleichschaltung der Länder: Neuzusammensetzung der 
Landtage gemäß der Sitzverteilung des Reichs tags, Einsetzung 
von Reichsstatthaltern

· Zerschlagung der freien Gewerkschaften: Zwangsvereini-
gung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern in der Deutschen 
Arbeitsfront (DAF), Abschaffung der Tarif autonomie

· Gesetz gegen die Neubildung von Parteien: Zuvor waren alle 
Parteien außer der NSDAP verboten oder zur Selbstaufl ösung 
gezwungen worden.

· Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches: 
Hitler übernahm nach dem Tod Hindenburgs 1934 auch 
das Amt des Reichspräsidenten und war nun „Führer und 
Reichskanzler“.

Staat und Partei 
Der NS verstand sich als dynamische Bewegung, die mittels der 
Massenmedien die Bevölkerung mobilisierte. Die NSDAP als  ihre 
zentrale Organisation durchdrang den Staat und seine Institutio-
nen, ersetzte ihn aber nicht: So entstand ein „Doppelstaat“ mit 
konkurrierenden Instanzen und unklaren Zuständigkeiten. 

Das Verschmelzen von Partei und Staat wurde 1933 durch ein 
Gesetz bewusst verhindert, wenngleich Hitler beide Bereiche 

diktatorisch führte. Die NSDAP betrieb als Eliteorganisation die 
Erziehung für die staatlichen Strukturen („Führerauslese“). Die 
Partei wuchs nach der Machtübernahme durch Opportunisten 
(„Märzgefallene“) auf 2,5 Mio. Mitglieder, am 1. Mai 1933 erfolgte 
eine Aufnahmesperre, die 1937 gelockert wurde. 1945 hatte die 
 Partei rund 9 Mio. Mitglieder (~ 11 Prozent der Bevölkerung). 

Wirtschaft und Aufrüstung
Bis Herbst 1934 sank die Zahl der Arbeitslosen auf 2,7 Millionen. 
Dies beruhte auf einem Ende der Weltwirtschaftskrise, Initiativen 
der Vorgängerregierungen, Arbeitsbe schaff  ungsmaßnahmen und 
der kreditfi nanzierten Aufrüstung: Die Rüstungsausgaben stie-
gen zwischen 1933 und 1938 von 1,9 auf 17,2 Milliarden Reichs-
mark. Die Arbeit wurde militarisiert und mit dem Reichsarbeits-
dienst (RAD) 1935 eine Dienstpfl icht geschaff en. Privateigentum 
der Unternehmen blieb formal bestehen, doch der Staat lenkte 
die Wirtschaft (Staatsinterventionismus). Hauptziel der NS-Wirt-
schaftspolitik war die Autarkie, um durch hinzugewonnene 
 Gebiete unabhängig von Lebensmittel- und Rohstoffi  mporten zu 
sein. Die deutsche Großindustrie profi tierte später erheblich vom 
Krieg, indem sie Millionen verschleppter Zwangsarbeiter/-innen
unter unmenschlichen Bedingungen ausbeutete.

Volksgemeinschaft  
Die nationalsozialistische „Volksgemeinschaft“ war im Selbst-
verständnis des Regimes eine rassisch defi nierte, homogene 
 Gemeinschaft, die alle arischen „Volksgenossen“ in Staat und 
Gesellschaft vollständig erfasste. Ausgegrenzt waren hingegen 
„Gemeinschaftsfremde“ wie Juden, Sinti und Roma, Homo-
sexuelle oder „Arbeitsscheue“. Ziel war die totale ideologische 
Durchdringung des Lebens, die nicht nur auf Unterdrückung 
 abzielte. Das Regime machte attraktive An gebote etwa durch 
KdF-Reisen („Kraft durch Freude“) oder den in Aussicht gestellten, 
jedoch nie ausgelieferten Volkswagen, aber auch durch die pro-
pagierte Überwindung von Arm und Reich (Klassengegensätzen). 
Sozialpolitische Maßnahmen wie Ehestandsdarlehen und 
Familien förderung galten als „deutscher Sozialismus“.

Zentral war die Propaganda: Masseninszenierungen wie Partei-
tage (  Seite 1), ein ritualisierter Feierkalender und quasi-religiöse 
Zere monien erzeugten emotionale Bindung zum System und ein 
 Gemeinschaftsgefühl. Kunst und Kultur wurden gleichgeschaltet, 
die Kirchen kontrolliert. Die Erziehung in Schule und Universität 
sollte die Jugend ideologisch formen. Die Hitlerjugend diente 
 als Einrichtung für Jungen von 14 bis 18 Jahren, in der Disziplin, 
Gehorsam und militärische Bereitschaft eingeübt  wurden. Die 
Mitgliedschaft war ab 1939 verpfl ichtend.

Geschlechterbilder waren streng festgelegt: Frauen wirkten 
als Mütter und Hüterinnen des „Volkskörpers“. Der Bund 

 deutscher Mädel (BdM) bereitete als Parallelorganisation der 
Hitler jugend Mädchen auf ihre Rolle als Hausfrau und Mutter vor. 
In der Realität blieb die Rolle zwiespältig, da die Arbeit von Frauen 
vor allem mit Beginn des Krieges und dem Fehlen der dafür ein-
gezogenen Männer in Rüstungsbetrieben nötig wurde. 

Terror, Verfolgung und Widerstand 
Die NS-Diktatur setzte Terror systematisch ein und bündelte ihn in 
der SS („Schutzstaff el“), die als „Staat im Staat“ agierte. Polizei 
und Sicherheitsdienste verschmolzen zu einem Unterdrückungs-
apparat aus Geheimer Staatspolizei (Gestapo), Kriminalpolizei 
und Reichssicherheitshauptamt (RSHA).  Dieser Apparat über-
wachte, verfolgte und deportierte politische Gegner/-innen und 
„Gemeinschaftsfremde“ in das KZ-System („Konzentrationslager“).

Das Regime etablierte eine rassistische Verfolgungspolitik: 
Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“  erlaubte 

massenhafte Zwangssterilisationen. Das „Euthanasie“-Programm 
führte zur Ermordung von etwa 150.000 Menschen mit Krankheiten 
und Behinderungen. 

Antisemitismus prägte früh Gesetzgebung und Alltag:

· „Arier paragraphen“ in Gesetzen schlossen Jüdinnen und 
Juden zunehmend vom öffentlichen Leben aus, die Folge waren 
Boykotte und soziale Aus grenzung.

· Die Nürnberger Gesetze defi nierten 1935 „Rasse“ juristisch, 
blieben jedoch widersprüchlich und willkürlich. 

· Enteignungen („Arisierungen“), Vertreibungen und erzwungene 
Emigration verschärften die Lage.

· Die Reichspogromnacht vom 9. November 1938 markierte den 
Übergang zu offener Gewalt und Massenmord, der sich nach 
der Wannseekonferenz 1942 systematisch in Vernichtungsla-
gern in den eroberten Gebieten im Osten vollzog.

Widerstand kam aus verschiedenen Gruppen, etwa von Kommu-
nisten, Sozialdemokraten, Christen, einzelnen Militärs oder der 
„Swing-Jugend“ und reichte von Flugblattaktionen über Attentats-
ver suche bis zur heimlichen Unterstützung von Verfolgten.

Nachwirkungen  
Am 8. Mai 1945 ging die NS-Herrschaft mit der vollständigen 
 militärischen Niederlage des „Dritten Reiches“ zu Ende. Hitler und 
viele andere Größen des NS-Staates entzogen sich in der End-
phase des Zweiten Weltkriegs durch Selbstmord der Strafverfol-
gung. Dennoch setzten die Nürnberger Prozesse (1945–1946) 
völ kerrechtliche Maßstäbe, indem sie das Ausmaß der NS-Ver-
brechen dokumentierten und führende Nationalsozialisten zur 
Rechenschaft gezogen wurden.  

Die Teilung Deutschlands im beginnenden Kalten Krieg bedeu-
tete eine politische Zäsur und einen tiefen gesellschaftlichen 
 Umbruch. Mit der Gründung der Bundesrepublik und der Verab-
schiedung des Grundgesetzes am 23. Mai 1949 begann im 
 Westen ein Neuaufbau mit Rechtsstaatlichkeit, föderalen Struktu-
ren und demokratischen Prinzipien. Im Osten gründete sich am  
7. Oktober 1949 die DDR, die sich als sozialistischer und antifa-
schistischer Staat begriff . In beiden deutschen Staaten übernah-
men ehemalige Nationalsozialisten Ämter in Verwaltung, Justiz 
und Gesellschaft. Die Entnazifi zierung, juristische Aufarbeitung 
und straf recht liche Verfolgung blieben somit begrenzt und lücken-
haft. Allerdings gab es Ausnahmen wie Fritz Bauer, der als Gene-
ralstaatsanwalt im Rahmen der Auschwitz-Prozesse (1963–1965) 
die systema tische Verfolgung ehemaliger NS-Täter vorantrieb.

Erst in den 1960er Jahren begann in der Bundesrepublik eine 
kritische Auseinander setzung mit der NS-Zeit. Es entwickelten 
sich eine Erinne rungskultur und kritische Beschäftigung mit der 
eigenen Geschichte. Doch mit dem Wiedererstarken rechtsextre-
mer  Kräfte geht heute auch eine Infragestellung und Relativierung 
der NS-Verbrechen einher (Geschichtsrevisionismus). Der Um-
gang mit Schuld, Verantwortung und Erinnerung bleibt eine dauer-
hafte Aufgabe, die nicht einfach für beendet erklärt werden kann.

NS-Ideologie 
Den weltanschaulichen Kern des NS bildete die wissenschaftlich 
längst widerlegte Rassenlehre: Diese teilt Menschen in höher- 
und minderwertige „ Rassen“ ein, die miteinander ums Überleben 
kämpfen (Sozialdar winismus). An der Spitze dieses „Rassen-
kampfes“  sahen sich die Nationalsozialisten als „Arier“ und 
 „Herrenmenschen“. Das  deutsche Volk verstanden sie als Einheit, 
die sich über die Abstammung als „Blutsgemeinschaft“ defi nierte. 
Den  Gegenpol bildeten für die Nationalsozialisten die Juden,  
die sie als minderwertige Rasse und Hauptfeind ansahen. Auch 
ande re Volksgruppen wie die  Slawen galten als „Untermenschen“.

Erklärte Ziele des NS waren:

· die Beseitigung der Weimarer Demokratie (1919 –1933)
· die totale gesellschaftliche Kontrolle 
· die Sicherung der „arischen Rasse“ nach innen und außen 
· die gewaltsame Eroberung von „Lebensraum“ und Ressourcen

Für Aufstieg und Erfolg des NS war entscheidend, dass sich 
 Wähler/-innen und Mitglieder mit Zielen wie nationaler Größe, 
 sozialer Sicherheit oder der Überwindung der mit Schwächen 
behafteten Weimarer Demokratie identifi zierten. Auch eine 
 Arbeitslosenzahl von zeitweise über sechs Millionen ließ viele 
Deutsche an die  nationalsozialistischen Verheißungen  glauben.

Ideologisch verwandt mit dem NS war der italienische 
Faschismus. Beide Ideologien hatten zum Ziel, mit dem 

 bestehenden System radikal zu brechen. Sie gaben sich bewusst 
modern, u.a. indem sie Massenmedien wie Radio und Film für ihre 
Propaganda nutzten. Sie unterschieden sich aber etwa im Judenhass, 
der im italienischen Faschismus erst ab 1938 ein Kernelement wurde. 

Hakenkreuz: Kennzeichen 

der NSDAP und Symbol für 

den NS (heute verboten)

Reichsparteitag 
in Nürnberg, 1935 
illustriert nach einem 
Propagandafoto
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